
 

  
 

 

 
 
 
 
An meine 
Mandanten 

 
Nürtingen, 3. Dezember 2012 

 
 

Mandantenbrief Dezember 2012 
 

 
Sehr geehrte Mandanten, 
 
anbei erhalten Sie meinen aktuellen Mandantenbrief. Auf folgende interessante Themen möch-
te ich insbesondere hinweisen: 

 
Allgemeines 

· Folgende Unterlagen können im Jahr 2013 vernichtet werden 
 

Einkommensteuer 

· Überprüfung der Miethöhe zum 1.1.2013 bei verbilligter Vermietung 

· Überprüfung der Gesellschafter-Geschäftsführerbezüge vor dem 1.1.2013 

· Bei nicht ordnungsgemäßer Buchführung sind Zuschätzungen aufgrund eines Zeitreihen-
vergleichs zulässig 
 

Umsatzsteuer 

· Vorsteuerabzug setzt Rechnung mit konkreten Angaben zu Umfang und Art der abge-
rechneten Leistungen voraus 
 

Lohn und Gehalt 

· Höhere Verdienstgrenzen für Minijobber 

· Neue Beitragsbemessungsgrenzen 
 

Mit freundlichem Grüßen 

 
 



 
Fälligkeitstermine Steuern/Sozialversicherung Dezember 2012 und Januar 2013 

S T E U E R A R T F Ä L L I G K E I T 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.12.20121 10.1.2013* 
Umsatzsteuer 10.12.2012* 10.1.2013* 
Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszu-
schlag 

10.12.2012 Entfällt 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag 10.12.2012 Entfällt 

Ende der Schonfrist  Überweisung5 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:   Scheck6 

13.12.2012 14.1.2013 

7.12.2012 7.1.2013 

Sozialversicherung7 27.12.2012 29.1.2013 
Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Seit dem 1.1.2005 ist die Kapitalertrag-

steuer sowie der darauf entfallende Solida-
ritätszuschlag zeitgleich mit einer erfolgten 
Gewinnausschüttung an den Anteilseigner 
an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

 
1 Für den abgelaufenen Monat. 
2 Für den abgelaufenen Monat; bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr; bei Jahreszahlern für das 

abgelaufene Kalenderjahr. 
3 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
4 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern ohne Dauerfrist-

verlängerung für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeit-

raum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feier-
tag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge 
erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der 
Fälligkeit erfolgt. 

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als 
erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

7 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden 
Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Kran-
kenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage 
vor Fälligkeit (d. h. am 21.12.2012/25.1.2013) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Wird die Lohnbuchführung 
durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauf-
tragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen 
fällt. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
Allgemeines 
Folgende Unterlagen können im Jahr 2013 vernichtet werden 
Nachstehend aufgeführte Buchführungsunterlagen können nach dem 31. Dezember 2012 vernichtet 
werden: 
· Aufzeichnungen aus 2002 und früher. 
· Inventare, die bis zum 31.12.2002 aufgestellt worden sind. 
· Bücher, in denen die letzte Eintragung im Jahre 2002 oder früher erfolgt ist. 
· Jahresabschlüsse, Eröffnungsbilanzen und Lageberichte, die 2002 oder früher aufgestellt worden 

sind. 
· Buchungsbelege aus dem Jahre 2002 oder früher.  
· Empfangene Handels- oder Geschäftsbriefe und Kopien der abgesandten Handels- oder 

Geschäftsbriefe, die 2006 oder früher empfangen bzw. abgesandt wurden. 
· sonstige für die Besteuerung bedeutsame Unterlagen aus dem Jahre 2006 oder früher. 
Dabei sind die Fristen für die Steuerfestsetzungen zu beachten. 
Unterlagen dürfen nicht vernichtet werden, wenn sie von Bedeutung sind 
· für eine begonnene Außenprüfung, 
· für anhängige steuerstraf- oder bußgeldrechtliche Ermittlungen, 
· für ein schwebendes oder aufgrund einer Außenprüfung zu erwartendes Rechtsbehelfsverfahren 

oder zur Begründung der Anträge an das Finanzamt und 
· bei vorläufigen Steuerfestsetzungen. 
Es ist darauf zu achten, dass auch die elektronisch erstellten Daten für zehn Jahre vorgehalten wer-
den müssen. 
Natürliche Personen, deren Summe der positiven Einkünfte aus Überschusseinkünften (aus nicht-
selbständiger Arbeit, Kapitalvermögen, Vermietung und Verpachtung und sonstige Einkünfte) mehr als 
500.000 EUR im Kalenderjahr 2012 betragen hat, müssen ab 2013 die im Zusammenhang stehenden 
Aufzeichnungen und Unterlagen sechs Jahre aufbewahren. Bei Zusammenveranlagung sind die Fest-
stellungen für jeden Ehegatten gesondert maßgebend. 
Die Verpflichtung entfällt erst mit Ablauf des fünften aufeinanderfolgenden Kalenderjahrs in dem die 
Voraussetzungen nicht erfüllt sind. 

Mietminderung kann zur Kündigung führen 
Wer die Miete irrtümlich mindert, riskiert die Kündigung des Mietvertrags. Diese Entscheidung hat der 
Bundesgerichtshof in einem Verfahren getroffen, in dem ein Mieter wegen Schimmels in der Wohnung 
die Miete eigenständig gemindert hatte. 
In dem vom Gericht entschiedenen Fall hatte der Mieter die Miete mit der Begründung gemindert, 
dass sich in der Wohnung auf Grund baulicher Mängel Schimmel und Kondenswasser bilden würde. 
Dahingegen behauptete der Vermieter, dass das Heiz- und Lüftungsverhalten des Mieters dafür ver-
antwortlich sei. Da der Mieter in der Wohnung zwei Aquarien sowie ein Terrarium mit Schlangen hatte, 
sei es nach Ansicht des Gerichts in der Wohnung zu einer höheren Luftfeuchtigkeit gekommen, was 
wiederum die Schimmelbildung begünstigt hätte. Nach Meinung der Richter hätte der Mieter besser 
lüften müssen. 
Mieter tragen folglich das Risiko einer fristlosen Kündigung, wenn tatsächlich kein Mietmangel vorliegt, 
sie aber gleichwohl die Miete gemindert haben. Einen Rat liefert das Gericht gleich mit. Bestehen 
nämlich Zweifel an der Begründetheit einer Mietminderung, könne der Mieter unter Vorbehalt zahlen, 
sodass die Möglichkeit bliebe, eine gerichtliche Klärung des Sachverhalts herbeizuführen, ohne dem 
Risiko einer fristlosen Kündigung ausgesetzt zu sein. 
 

Einkommensteuer 
Überprüfung der Miethöhe zum 1.1.2013 bei verbilligter Vermietung 
Bei verbilligter Vermietung von Wohnungen sowohl an Angehörige als auch an fremde Dritte beträgt 
die Grenze 66 % der ortsüblichen Marktmiete. Deshalb ist Folgendes zu beachten: 
· Beträgt die vereinbarte Miete mindestens 66 % der ortsüblichen Marktmiete, dann sind die mit den 

Mieteinnahmen zusammenhängenden Werbungskosten voll abzugsfähig. 



 
· Liegt der Mietzins unterhalb von 66 % der ortsüblichen Marktmiete, können die Aufwendungen nur 

entsprechend dem entgeltlichen Anteil der Vermietung geltend gemacht werden.  
Aus diesem Grund sollten bestehende Mietverträge kurzfristig darauf geprüft werden, ob sie den 
üblichen Konditionen entsprechen und auch so durchgeführt werden. Dies gilt auch für die zu 
zahlenden Nebenkosten. Insbesondere sollte die Höhe der Miete geprüft und zum 1.1.2013 ggf. 
angepasst werden. Dabei empfiehlt es sich, nicht bis an die äußersten Grenzen heranzugehen. Eine 
Totalüberschussprognose ist in allen Fällen nicht mehr erforderlich. 
Der Mietvertrag muss insbesondere bei Vermietung an Angehörige einem Fremdvergleich 
(Vermietung an fremde Dritte) standhalten, weil er sonst steuerrechtlich nicht anerkannt wird. Die 
Mieten und Nebenkosten sollten von den Angehörigen pünktlich bezahlt werden. 

Überprüfung der Gesellschafter-Geschäftsführerbezüge vor dem 1.1.2013 
Bezüge der Gesellschafter-Geschäftsführer einer GmbH sind spätestens nach Ablauf von drei Jahren 
auf ihre Angemessenheit zu überprüfen. Falls die Bezüge eines Gesellschafter-Geschäftsführers zu-
letzt im Jahre 2009 für die Jahre 2010 - 2012 festgelegt worden sind, muss noch vor dem 1.1.2013 
eine Neuberechnung erfolgen. Dabei muss auch beachtet werden, dass die Gesamtbezüge im Einzel-
fall angemessen sind. So kann es notwendig sein, die Tantieme und die Gesamtbezüge - z. B. wegen 
weiterer Bezüge aus anderen Tätigkeiten - auf einen bestimmten Höchstbetrag zu begrenzen. 
Sowohl die Neufestsetzung als auch sämtliche Änderungen der Bezüge sind grundsätzlich im Voraus 
durch die Gesellschafterversammlung festzustellen. 
Hinweis: Aufgrund der Vielzahl der Urteile zu diesem Themengebiet ist es sinnvoll, die Bezüge insge-
samt mit dem Steuerberater abzustimmen. 

Bei nicht ordnungsgemäßer Buchführung sind Zuschätzungen aufgrund eines Zeitreihenver-
gleichs zulässig 
Der so genannte Zeitreihenvergleich ist eine Methode, die bei einer Betriebsprüfung immer häufiger 
eingesetzt wird. Er basiert auf den Zahlen aus dem Betrieb. Der Zeitreihenvergleich vergleicht Zahlen, 
die sich regelmäßig wegen gegenseitiger Abhängigkeit gleichmäßig zueinander zu entwickeln pflegen. 
Er stellt z. B. den wöchentlichen oder monatlichen Einkauf den wöchentlich oder monatlich erfassten 
Umsätzen gegenüber und ermittelt den jeweils erzielten Rohaufschlag. Schwankt dieser Aufschlag, 
wird vom Betriebsprüfer unterstellt, dass in den Wochen/Monaten mit geringem Aufschlag Schwarz-
umsätze getätigt wurden. 
Das Finanzgericht Münster hat entschieden, dass Zuschätzungen auf Grundlage eines Zeitreihenver-
gleichs zulässig sind, wenn die Buchführung nicht ordnungsgemäß ist. 
Der Bundesfinanzhof wird noch entscheiden. 
Hinweis: Der Zeitreihenvergleich hat nicht zu unterschätzende Lücken. Deshalb sind die Kalkulationen 
des Betriebsprüfers sorgfältig zu überprüfen. Das Ergebnis eines Zeitreihenvergleichs ist nicht geeig-
net, die Beweiskraft einer formell ordnungsgemäßen Buchführung zu verwerfen. Deshalb ist unbedingt 
auf eine formal ordnungsgemäße Buchführung zu achten. 

Kosten für Schiffsreise mit Geschäftspartnern grundsätzlich nicht abziehbar 
Lädt ein Unternehmer Geschäftspartner zu einer Schiffsreise ein, sind die Aufwendungen für die Rei-
se und die damit zusammenhängende Bewirtung nicht abziehbar. Nach den gesetzlichen Vorschriften 
gehören Aufwendungen für Segeljachten oder Motorjachten sowie für ähnliche Zwecke und die damit 
zusammenhängenden Bewirtungen zu den nicht abzugsfähigen Betriebsausgaben. 
Ein Unternehmer, der anlässlich der Kieler Woche mit Geschäftspartnern und Mitarbeitern eine so 
genannte Regatta-Begleitfahrt unternommen hatte, machte die entstandenen Kosten als Betriebsaus-
gaben geltend und berief sich dabei auf die Regelung der Finanzverwaltung zur Nutzung von so ge-
nannten VIP-Logen in stationären Sportstätten. Er argumentierte damit, dass sich Segelsport nicht 
stationär, sondern nur von einem Schiff aus beobachten ließe. 
Der Bundesfinanzhof ist dem nicht gefolgt. Das Gericht begründete dies u. a. auch damit, dass Ver-
waltungsanweisungen für die Gerichte grundsätzlich nicht maßgebend sind und dass die Verhältnisse 
bei der Überlassung von VIP-Logen nicht vergleichbar seien. 

Mehrheit von Räumen als häusliches Arbeitszimmer 
Die Abzugsbeschränkung für ein häusliches Arbeitszimmer gilt auch dann, wenn eine Mehrheit von 
Räumen in einem privaten Wohnhaus betrieblich genutzt wird. 
Ein Gewerbetreibender nutzte in seinem privaten Wohnhaus mehrere Räume auf verschiedenen Eta-
gen, die teilweise zwar eine funktionale Einheit bildeten, teilweise jedoch nur isoliert genutzt wurden. 
Dazu gehörten im Kellergeschoss befindliche Räumlichkeiten, die als Lager dienten. 



 
Einen vollen Betriebsausgabenabzug hat der Bundesfinanzhof in diesem Fall verneint. Begründet wird 
dies damit, dass die Eigenschaft als häusliches Arbeitszimmer davon abhängt, ob Räumlichkeiten 
dem Wohnbereich zugeordnet werden können. Diese Voraussetzungen waren im geschilderten Fall 
eindeutig gegeben. Welche Quote die betrieblich genutzten Räume an der Gesamtwohn-
/Nutzungsfläche eines Wohnhauses ausmachen, spielt bei dieser Beurteilung ebenfalls keine Rolle. 

Nachweispflicht für Bewirtungsaufwendungen bei Bewirtung in einer Gaststätte 
Zum Nachweis von Bewirtungsaufwendungen in einer Gaststätte bedarf es einer ordnungsgemäßen 
Rechnung. Sofern es sich nicht um Rechnungen über Kleinbeträge im umsatzsteuerlichen Sinne (z. Z. 
bis 150 EUR) handelt, muss die Rechnung auch den Namen des Bewirtenden enthalten. Daneben 
sind u. a. Angaben zu Ort, Tag, Teilnehmer, Anlass der Bewirtung sowie zur Höhe der Aufwendungen 
zwingend erforderlich. Eigenbelege oder Kreditkartenabrechnungen ersetzen keine ordnungsgemäße 
Rechnung. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 
 

Umsatzsteuer 
Vorsteuerabzug setzt Rechnung mit konkreten Angaben zu Umfang und Art der abgerechneten 
Leistungen voraus 
Voraussetzung für den Vorsteuerabzug ist u. a., dass der Unternehmer eine ordnungsgemäße Rech-
nung besitzt. Die Rechnung muss konkrete Angaben zu Art und Umfang der abgerechneten Leistung 
enthalten. Allgemeine Bezeichnungen wie „Personalgestellung - Schreibarbeiten“, „Büromaterial, Por-
to, EDV, Fachliteratur“ reichen nicht aus. Die Leistungen müssen nach Art und Umfang so genau be-
schrieben werden, dass eine mehrfache Abrechnung der damit verbundenen Leistungen in einer an-
deren Rechnung ausgeschlossen ist. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 
 

Lohn- und Gehalt 
Höhere Verdienstgrenzen für Minijobber 
Bundesregierung, Pressemitteilung vom 23.11.2012 

Die Verdienstgrenzen für geringfügig Beschäftigte werden zum 1. Januar 2013 erhöht. Das bedeutet: 
sowohl Minijobber als auch Midijobber können mehr hinzu verdienen. Die Entgeltgrenze für Minijobber 
steigt von 400 Euro auf 450 Euro. Zudem müssen die Beschäftigten verpflichtend in die gesetzliche 
Rentenversicherung einzahlen.  

Minijobber können dadurch ihre soziale Absicherung verbessern. Sie erwerben einen Anspruch auf 
Erwerbsminderungsrenten und Reha-Leistungen. Auf Antrag können sie von der Rentenversicherung 
befreit werden. 
Für Midijobber, also die Beschäftigten in der so genannten Gleitzone, wird sie von 800 auf 850 Euro 
erhöht. Der Bundesrat hat die Anhebung der Verdienstgrenze am 23. November 2012 gebilligt. 
 
Neue Beitragsbemessungsgrenzen 
Bundesregierung, Pressemitteilung vom 23.11.2012 
Die Löhne und Gehälter sind im vergangenen Jahr gestiegen. Deshalb ändern sich 2013 die Beitrags-
bemessungsgrenzen der Kranken- und Rentenversicherung sowie andere Rechengrößen der Sozial-
versicherung. Der Bundesrat billigte die entsprechende Verordnung. 
Die neue Beitragsbemessungsgrenze in der allgemeinen Rentenversicherung (West) steigt um 200 
Euro von 5.600 Euro/Monat (2012) auf 5.800 Euro/Monat in 2013. Die Beitragsbemessungsgrenze 
(Ost) steigt auf 4.900 Euro/Monat. 2012 lag sie 100 Euro niedriger. 
 


